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Aufgabenbereich Ausbildungsbeiträge im Terti-
ärbereich 

1. Ist-Zustand 

«Ausbildungsbeitrag» ist ein Oberbegriff für Stipendien und Ausbildungsdarlehen. Diese 
haben in der Schweiz eine subsidiäre Funktion, denn in erster Linie sind die Personen in 
Ausbildung und ihre Familien für die Ausbildungsfinanzierung zuständig. Nur wenn 
diese Personen nicht über die notwendigen finanziellen Mittel verfügen, können Ausbil-
dungsbeiträge bezogen werden. Die Unterstützung trägt dazu bei, dass Personen auch 
bei unzureichenden finanziellen Mitteln eine ihrer Begabung entsprechende Ausbildung 
absolvieren können. Das Interesse von Bund und Kantonen liegt darin, den Zugang zur 
Bildung und die Bildungsgerechtigkeit zu fördern und damit das geistige und kulturelle 
Potential zu nutzen.  

1.1. Regelungskompetenz 

Für die Vergabe der Ausbildungsbeiträge sind die Kantone zuständig. Knapp die Hälfte 
davon entfällt auf die Sekundarstufe II (Gymnasien, Fachmittelschulen, berufliche 
Grundbildung) und liegt deshalb – seit der mit der NFA vorgenommenen Entflechtung – 
in der alleinigen Zuständigkeit der Kantone.  

Die andere Hälfte der durch die Kantone vergebenen Ausbildungsbeiträge entfällt auf 
den Tertiärbereich.  

Gemäss Art. 66 BV kann der Bund den Kantonen Beiträge an ihre Aufwendungen für 
Ausbildungsbeiträge an Studierende der Tertiärstufe gewähren. Er kann die interkanto-
nale Harmonisierung der Ausbildungsbeiträge fördern und Grundsätze für die Ausrich-
tung von Ausbildungsbeiträgen festlegen.  

Mit der Revision des Ausbildungsbeitragsgesetzes (in Kraft getreten am 1. Januar 2016; 
SR 416.0) hat der Bund Kriterien der interkantonalen Vereinbarung zur Harmonisierung 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_66
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2016/3/de
https://edudoc.ch/record/106358/files/Konkordat_Stip_d.pdf
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von Ausbildungsbeiträgen (Stipendienkonkordat) übernommen und unterstützt damit 
von den Kantonen definierte Harmonisierungskriterien. Das Parlament legt im Rahmen 
der BFI-Botschaft die Höhe des Zahlungsrahmens fest. Die Beiträge werden jährlich mit 
dem Voranschlag auf der Grundlage des Ausbildungsbeitragsgesetzes beschlossen. 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Das am 1. März 2013 in Kraft getretene Stipendienkonkordat (Kurz-Info) führte zu einer 
weitgehenden Harmonisierung der kantonalen Stipendiengesetzgebungen. Bis heute 
sind dem Konkordat 22 Kantone beigetreten, die für 94.2% der Wohnbevölkerung ste-
hen. Die Beitrittskantone übernehmen in ihren kantonalen Stipendiengesetzgebungen 
die im Konkordat festgehaltenen Grundsätze und Mindeststandards. 

Seit dem 1. Januar 2016 ist das neue Ausbildungsbeitragsgesetz des Bundes in Kraft, 
welches das Parlament als indirekten Gegenvorschlag zur «Stipendieninitiative» gutge-
heissen hat. Mit dem Gesetz will der Bund die interkantonale Harmonisierung gemäss 
Konkordat bei der Vergabe von Ausbildungsbeiträgen auf der Tertiärstufe (Hochschulen 
und höhere Berufsbildung) fördern. Nur noch die Kantone, die wichtige Kriterien des 
Konkordates erfüllen, erhalten Bundesbeiträge.  

Die Bundesbeiträge werden als Pauschalbeiträge nach Massgabe der Bevölkerung aus-
gerichtet. Die Umsetzung liegt in der Kompetenz des Staatssekretariats für Bildung, For-
schung und Innovation. 

1.3. Finanzierung 

Die Ausbildungsbeiträge werden durch die Kantone gemäss kantonaler Gesetzgebung 
finanziert. Der Bund subventioniert die Aufgabe mit 25 Millionen Franken pro Jahr, was 
ca. 7% der Ausgaben der Kantone für Ausbildungsbeiträge für den Tertiärbereich und 
die Sekundarstufe II entspricht.  

1.4. Herausforderungen 

Die Subventionierung der kantonalen Aufgaben durch den Bund hat die Harmonisierung 
der kantonalen Regelungen zum Ziel. Vor dem Hintergrund der interkantonalen Regulie-
rung durch das Stipendienkonkordat und der damit weitgehend harmonisierten kantona-
len Regelungen stellt sich die Frage, ob diese Subventionierung dem verfassungsmässi-
gen Grundsatz des Subsidiaritätsprinzips noch standhält.  

https://edudoc.ch/record/106358/files/Konkordat_Stip_d.pdf
https://edudoc.ch/record/213271/files/kurzinfo_stipendien_d.pdf


Seite 3 / 4 

2. Mögliche Varianten 

Die Arbeitsgruppe hat als einzige Variante die Kantonalisierung der Ausbildungsbeiträge 
geprüft. Eine Zentralisierung auf Bundesebene wurde nicht geprüft, da dies aus Sicht 
der Arbeitsgruppe dem Subsidiaritätsprinzip widersprechen würde. 

2.1. Zuständigkeit für die Ausbildungsbeiträge ausschliess-
lich bei den Kantonen (Kantonalisierung) 

2.1.1. Stossrichtung 

Bei den Ausbildungsbeiträgen wurde bereits mit der NFA eine Teilentflechtung vorge-
nommen. Der Bund zog sich aus der Mitfinanzierung der Stipendien auf Stufe Obligato-
rische Schule und Sekundarstufe II zurück und finanziert seither Stipendien und Studi-
endarlehen nur noch auf der Tertiärstufe mit.  

Mit einer vollständigen Kantonalisierung soll auch auf die Zuständigkeit des Bundes für 
Ausbildungsbeiträge auf der Tertiärstufe verzichtet werden.  

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Folgende Änderung sind auf Verfassungs- und Gesetzesstufe notwendig: 

• Aufhebung des Ausbildungsbeitragsgesetzes 

Zu prüfen ist, ob Art. 66 BV gestrichen werden könnte bzw. welche Konsequen-
zen die Streichung auf folgende Gesetze hat, die sich u.a. auf diesen Artikel ab-
stützen: 

• Bundesgesetz über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der 
Bildung (BIZMB SR 414.51): Auswirkungen auf Fördertatbestände nach Art. 4 
Abs. 1 Bst. d und e (Beitragsarten), 

• HFKG (SR 414.20): Aufgaben Plenarversammlung (Art. 11 Abs. 2 Bst. c). 

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Der Bund würde um rund 25 Millionen Franken pro Jahr entlastet. Die Aufwendungen 
der Kantone im Stipendienbereich würden um diesen Betrag erhöht werden müssen. 
Die Entlastung des Bundes wird im Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts 
Entflechtung 27 zu Gunsten der Kantone ausgeglichen. 
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2.1.4. Bewertung 

Die vollständige Kantonalisierung dieser Aufgabe stärkt die Subsidiarität. Die Kantone 
kommen bereits für den grössten Teil der Ausbildungsträge auf, die Bundesbeiträge 
sind gemessen daran überschaubar und übersteigen die Kraft der Kantone nicht. Zu-
dem wurde die Harmonisierung der kantonalen Systeme via Stipendienkonkordat er-
reicht.  

Die fiskalische Äquivalenz wird verbessert, weil Entscheid, Kosten und Nutzen künftig 
vollumfänglich bei den Kantonen anfallen.  

Die Effizienz könnte aufgrund der wegfallenden Verflechtung / Bundesprozesse in sehr 
geringem Masse erhöht werden. In Bezug auf die Effektivität werden keine Änderungen 
erwartet.  

Diese Variante wird von der Arbeitsgruppe unterstützt und überzeugt mehr als der Sta-
tus quo. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt, die Variante der ausschliesslichen kantonalen Zuständig-
keit für die Ausbildungsbeiträge in der zweiten Phase des Projekts Entflechtung 27 wei-
terzuverfolgen. Diese Variante stärkt die Subsidiarität. Zudem wurde die Harmonisie-
rung der kantonalen Systeme via Stipendienkonkordat bereits erreicht.  

 


